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Oskar Weggel 

Die Sowjetunion ist tot, 

es lebe die GUS

Beijings geschäftsmäßige Politik 

gegenüber den neuen Realitäten

lieh, vom 19. bis 21 August, zur Bil

dung eines "Staatlichen Notstandsko

mitees", das sich aus acht Mitgliedern 

der Führungshierarchie zusammen

setzte und das versuchte, dem Präsi

denten Gorbatschow die Macht zu ent

reißen. Der Versuch scheiterte jedoch, 

und die politische Situation wurde 

durch noch heftigere Angriffe anti

kommunistischer Kräfte, durch Macht

ergreifungsversuche und durch natio

nalen Separatismus zusätzlich ver

schärft.

Zuerst wurde die Machtausübung 

durch die KPdSU, die immerhin füh

rende Kraft über 70 Jahre lang gewe

sen war, suspendiert. Am 23August 

unterzeichnete der Präsident der Rus-

Gliederung:

1

Sic transit gloria mundi: Katastro

phenbefund aus chinesischer Sicht

2

Konsequenzen aus dem Zerfall der 

UdSSR

2.1

Diplomatische Konsequenzen

2.1.1

Rasche Aufnahme offizieller Bezie

hungen mit den GUS-Staaten

2.1.2

Militärische Kontakte

2.1.3

Geschäftsmäßigkeit

2.1.3.1

Grenzverhandlungen

2.1.3.2

Die Politik der Sowjetunion gegenüber 

China soll weitergehen

2.1.3.2.1

Weitergeltung der Vereinbarungen des 

18-Punkte-Kommuniques vom Mai 

1991

2.1.3.2.2

Weitergeltung der Fernostpolitik Gor

batschows

2.2

Militärische und sozialstrategische 

Konsequenzen

3

"Business as usual"

1

Sic transit gloria mundi: Katastro

phenbefund aus chinesischer Sicht

Der Zusammenbruch der Sowjetunion 

wurde von der Nachrichtenagentur 

Xinhua1 in düsteren Farben nachemp

funden. Nach 69 Jahren sei ein Staat, 

der von seiner Landmasse her immer

hin ein Sechstel der Welt-Landfläche 

bedecke, spurlos verschwunden. Er

hebliche Schuld komme dabei Gorba

tschow zu. Wörtlich: "Drastische Än

derungen haben sich in der Sowjet

union seit dem Machtantritt Gorba

tschows, dem letzten Führer der 

KPdSU, ereignet. Im Frühjahr 1990 

machte er der Führungsrolle der 

KPdSU, wie sie in der sowjetischen 

Verfassung vorgesehen ist, ein Ende 

und sorgte für die Einführung eines 

Vielparteiensystems und für die Zulas

sung des politischen Pluralismus; fer

ner veranlaßte er die Institutionalisie

rung eines politischen Systems, das 

durch Teilung der drei Gewalten ge

kennzeichnet ist... und löste politische, 

wirtschaftliche und ethnische Krisen 

aus... Auf politischem Gebiet kam es 

zu heftigen Machtkämpfen zwischen 

den drei größeren KPdSU-Fraktionen 

sowie zwischen verschiedenen politi

schen Kräften in der Gesellschaft; der 

Kongreß der Volksdeputierten wurde 

zu einer ’Arena permanenter Streite

reien’, die Regierung konnte wegen 

ständiger Angriffe nicht mehr ihre 

normalen Funktionen ausüben, und die 

Staatsmacht wurde praktisch lahmge

legt... Wirtschaftlich geriet das Land in 

eine schwere Rezession. Das National

einkommen sank in der 1. Hälfte d.J. 

1991 um 12% und in der 2. Hälfte um 

fast 17%... Was die Beziehungen zwi

schen den Nationalitäten anbelangt, so 

kam es zu einer Konfrontation zwi

schen einzelnen Republiken und der 

Zentralregierung, darüber hinaus aber 

auch zu Konflikten zwischen den ein

zelnen Republiken und ihren jeweili

gen Minderheiten... (Angesichts all 

dieser Schwierigkeiten) kam es zu im

mer heftigeren Protesten und schließ- 

sischen Föderation, Jelzin, ein Dekret, 

demzufolge alle Operationen der Rus

sischen Kommunistischen Partei ver

boten seien. Am 24August trat Präsi

dent Gorbatschow von seinem Posten 

als Generalsekretär der KPdSU zurück 

und betonte, daß auch das ZK sich 

schon bald auflösen und daß die 

Kommunistischen Parteien und die lo

kalen Parteiorganisationen in den Re

publiken über ihr eigenes Schicksal 

entscheiden sollten. Die KPdSU-Or

ganisationen in den Staatsorganen, in 

den Streitkräften und in Unternehmen 

wurden ausgeschaltet, und KPdSU- 

Gebäude und -Eigentum konfisziert... 

Auch in den Republiken stellten einige 

kommunistische Parteien ihre Tätig

keit ein, einige erklärten ihre Selbst

auflösung und andere erklärten ihren 

Rückzug aus der KPdSU und die 

Gründung neuer Parteien. Damit hatte 

die KPdSU praktisch zu existieren auf

gehört. [Wie sich aus diesen Ausfüh

rungen entnehmen läßt, hat Gorba

tschow nach chinesischer Auffassung 

ein gehöriges Maß Schuld am Verfall 

der Sowjetunion, dA.]2

Zweitens veränderten sich auch 

Staatsorgane der UdSSR, bis sie zu

letzt völlig ausgeschaltet waren. Der 

Einfluß des russischen Präsidenten 

Jelzin in der Zentralregierung der 

Union nahm nach dem 'Schock vom 

August’ rasch zu. Im Einvernehmen 

zwischen Jelzin und Gorbatschow wur

den die Ministerien für Verteidigung, 

Sicherheit, Inneres, Äußeres und Fi

nanzen umorganisiert und ihre Haupt

funktionäre ausgetauscht... Anfang 

September wurde der Kongreß der 

Deputierten, das höchste Organ der 

Staatsmacht, das gerade erst im Mai 

1989 gewählt worden war, einfach ab



CHINA aktuell -23 - Januar 1992

geschafft. Das ursprüngliche Gesetz

gebungsorgan, nämlich der Oberste 

Sowjet, wurde in einen Zwei-Kammer- 

Kongreß umgewandelt und mit Sena

toren besetzt, die von den verschiede

nen Unionsrepubliken entsandt wur

den... [Es folgen weitere Einzelheiten 

über den organisatorischen Umbau, 

dA.] Im Anschluß an die Auflösung 

der UdSSR wurde die zentrale politi

sche Macht der Union schließlich voll

kommen abgeschafft, womit auch die 

Abdankung Gorbatschows als Präsi

dent der Union am 25.Dezember 1991 

fällig wurde.

Drittens löste sich die alte ’UdSSR’ 

komplett auf. Am 17.März 1991 fand in 

der Sowjetunion eine Volksabstim

mung statt, bei der über das Schicksal 

der einzelnen Unionsrepubliken ent

schieden werden sollte. Mehr als 76% 

der Wähler sprachen sich für den Er

halt der UdSSR aus, doch wurden an

schließend in den neuen Unionsvertrag 

mehrere Klauseln aufgenommen, in 

denen die Wörter 'sozialistisch’ und 

Sowjetisch’ nicht mehr vorkamen... 

Am ö.September billigte der neu ent

standene Staatsrat der UdSSR offiziell 

die Unabhängigkeit der drei Baltenre

publiken... Am l.Dezember 1991 er

klärte die Ukraine, die zweitwichtigste 

Republik der Sowjetunion, ihre voll

ständige Unabhängigkeit, nachdem 

dort eine Volksabstimmung stattge

funden hatte. Dies war ein schwerer 

Schlag für die geplante Unterzeich

nung des neuen Unionsvertrags. Am 

8Dezember schlossen die Führer Ruß

lands, der Ukraine und Weißrußlands 

ein gemeinsames Abkommen über die 

Errichtung eines ’Bundes unabhängi

ger Staaten’. In dem Abkommen wur

de ausdrücklich hervorgehoben, daß 

die UdSSR als Subjekt des internatio

nalen Rechts und als geopolitische 

Realität aufgehört habe zu existieren... 

Damit wurde die Auflösung der So

wjetunion unvermeidbar... Am 21.De- 

zember hielten die Führer von 11 Re

publiken - Rußland, Ukraine, Weiß

rußland, Kasachstan, Usbeskistan, Kir

gisien, Tadschikistan, Turkmenien, 

Armenien, Aserbaidschan und Molda

vien - in Alma Ata eine Sitzung ab, bei 

der sie eine Vereinbarung über die Er

richtung einer 'Gemeinschaft Unab

hängiger Staaten’ (GUS) unterzeichne

ten. Formal habe die UdSSR zu beste

hen aufgehört, hieß es in der Verein

barung. Der frühere Sitz der Sowjet

union im UNO-Sicherheitsrat solle von 

Rußland übernommen werden... Auf 

diese Weise wurden alle ursprüngli

chen 15 Republiken der Sowjetunion 

unabhängige Staaten. Georgien und 

die drei Baltischen Republiken, die 

sich bereits früher von der Sowjetunion 

abgespalten haben, traten der GUS 

nicht bei... Die Republiken der frühe

ren Sowjetunion haben lange zusam

men gelebt und enge Beziehungen zu

einander unterhalten. Nun, da sie sich 

voneinander getrennt haben und ihren 

Weg allein gehen, sind sie mit einer 

Fülle von Problemen konfrontiert: Wie 

sollen beispielsweise die früheren 

Streitkräfte der UdSSR behandelt 

werden? Wie läßt sich die Kontrolle 

über die Atomwaffen garantieren? Wie 

sollen Eigentums- und Territorialstrei

tigkeiten gelöst werden? Was soll mit 

den rd. 70 Millionen Menschen ge

schehen, die nicht in Gebieten ihrer 

nationalen Herkunft leben? Wie kön

nen ethnische Konflikte unter Kontrol

le gehalten werden? Wie soll die GUS 

als ganze auftreten? usw.usw. All diese 

Probleme sind schon schwer genug zu 

lösen. Hinzu kommen aber noch zu

sätzliche Wirtschaftlichskrisen... und 

demnächst folgen auch noch 'Schock

therapien’. So sollen beispielsweise im 

Januar 1992 die Preise in Rußland 

freigegeben und die Privatisierung so

wie der Übergang zur Marktwirtschaft 

vollzogen werden..." Turbulenzen, wo

hin man blickt!

Kein Wunder, daß angesichts all dieser 

Zustände die chinesische Führung im

mer wieder die rhetorische Frage 

stellt, ob nicht spätestens jetzt jeder

mann in China die Art und Weise gut

heißen müsse, wie die eigene Regie

rung im Juni 1989 mit den zügellosen 

Studenten im eigenen Land umgegan

gen sei.

2

Konsequenzen aus dem Zerfall der 

UdSSR

2.1

Diplomatische Konsequenzen

2.1.1

Rasche Aufnahme offizieller Bezie

hungen mit den GUS-Staaten

Der Kurs, den die Beijinger Führung 

gegenüber der GUS steuern will, ist 

bereits im Dezember 1991 abgesteckt 

worden.

Beijing wolle, hieß es bei einer Presse

konferenz am 12.Dezember in der chi

nesischen Hauptstadt,3 die "gut nach

barlichen Beziehungen", wie sie in den 

zwei sino-sowjetischen gemeinsamen 

Kommuniques von 1989 und 1991, zu

letzt bei dem Besuch Jiang Zemins in 

Moskau, festgelegt wurden,4 fortführen 

und sich außerdem auf keinen Fall in 

die inneren Angelegenheiten der neu

en Nachbarstaaten einmischen.

Bereits am 7.September 1991 hatte 

China die drei Baltischen Staaten di

plomatisch anerkannt.5

Am 22.Dezember hatten China und 

die Republik Kasachstan in Beijing ein 

Handelsabkommen unterzeichnet.6

Am 25.Dezember hatte ein Sprecher 

des Außenministeriums darauf hinge- 

wiesen, daß China die freundschaftli

chen Beziehungen mit allen einstigen 

Sowjetrepubliken auf der Basis der 

Fünf Prinzipien der friedlichen Koexi

stenz entwickeln wolle. China wolle 

auch alle mit der Sowjetunion unter

zeichneten Abkommen und Verträge 

analog einhalten und hoffe, daß die 

neuen Republiken sich ebenfalls an 

diese Abmachungen hielten.

Am 25.Dezember reiste eine chinesi

sche Regierungsdelegation unter der 

Leitung des Ministers für Außenwirt

schaft und Außenhandel, Li Lanqing, 

in die Ukraine, um dort über die bila

teralen Beziehungen zu verhandeln. 

Beide Seiten einigten sich auf ein Ab

kommen über Wirtschaftskooperation 

und Handel und tauschten Noten über 

die Gründung von Handelsvertretun

gen in Beijing und Kiew aus.

Besonders wichtig in diesem Zusam

menhang war die Taiwan-Frage. Taibei 

hatte wieder einmal viel rascher ge

handelt als Beijing und versucht, bei 

der einen oder anderen der neuen Re

publiken einen diplomatischen Coup 

zu landen, u.a. auch mit der Ukraine 

diplomatische Beziehungen aufzuneh

men.

Bereits am 5.12. hatte sich ein Spre

cher des chinesischen Außenministe

riums veranlaßt gesehen, nachdrück

lich die Hoffnung auszusprechen, daß 

die Ukraine ihre Beziehungen zu Tai

wan "in Übereinstimmung mit dem 

Geist der beiden gemeinsamen chine

sisch-sowjetischen Kommuniques 

handhaben" werde. Die Ukraine dürfe 

auf keinen Fall dem Drängen Taiwans 

auf diplomatische Beziehungen nach

geben. Es gebe nur ein China in der
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Welt, d.h. die Volksrepublik, und 

Taiwan sei nur unveräußerlicher Teil 

des chinesischen Territoriums.7 Die 

Tatsache, daß Beijing eine solche Er

klärung für nötig hielt, zeigt, wie weit 

die Besorgnis im chinesischen Außen

ministerium bereits gediehen war.

Die hastige Abreise der chinesischen 

Delegation in die Ukraine hatte u.a. 

den Zweck, solchen Versuchen Tai

wans das Wasser abzugraben. In der 

Tat ließ sich die Ukraine dann zu der 

üblichen Beijinger Taiwan-Klausel 

überreden. Im gemeinsamen Kommu

nique hieß es, daß Taiwan ein unab

trennbarer Bestandteil des chinesi

schen Territoriums sei, und daß die 

Ukraine als Mitglied der Weltorganisa

tion schon bei der UNO-Vollversamm

lung von 1971 für die Annahme des 

Beschlusses Nr.2758 über die Wieder

herstellung des rechtmäßigen Sitzes 

Chinas in der UNO gestimmt hat. Chi

na nehme mit Befriedigung zur Kennt

nis, daß die ukrainischen Führer ihren 

internationalen Pflichten nachzukom

men bereit seien.8

Im Anschluß an Kiew reiste die Dele

gation nach Minsk, also der Haupt

stadt von Weißrußland, weiter.9 Erst 

dann ging es nach Moskau. Sie war al

so zuerst nicht nach Moskau, sondern 

nach Kiew und nach Minsk gereist - 

eine bemerkenswerte Reihenfolge!

Zwei Tage nach dem Rücktritt Gorba

tschows als Präsident der Sowjetunion, 

nämlich am 27.Dezember, erkannte 

China die Russische Föderation, also 

die größte Sowjetrepublik, offiziell an. 

Der chinesische Botschafter bei der 

früheren sowjetischen Regierung, 

Wang Jinqing, solle künftig als Bot

schafter bei der Russischen Föderation 

tätig sein.

Am gleichen Tag auch richtete der 

Außenminister an seine Amtskollegen 

von Weißrußland, Kasachstan, Ukrai

ne, Usbekistan, Tadschikistan, Kirgi

sien, Turkmenien, Georgien, Arme

nien, Aserbaidschan und Moldavien 

Telegramme, in denen die Anerken

nung ihrer Unabhängigkeit ausgespro

chen wurde. Möglichst bald sollten 

Verhandlungen über die Herstellung 

diplomatischer Beziehungen aufge

nommen werden.10

Am 29.Dezember unterzeichneten 

China und Rußland ein Memorandum 

über ihre künftigen Beziehungen, und 

zwar gleich anläßlich ihres ersten di

plomatischen Kontakts. Die Prinzipien, 

welche in den sino-sowjetischen ge

meinsamen Kommuniques von 1989 

und 1991 vereinbart wurden, sollten 

künftig auch für das Verhältnis zwi

schen China und Rußland gelten, hieß 

es in dem Kommunique. Beide Seiten 

wollten sich auch an die bisher ge

schlossenen Verträge und Abkommen 

halten. Die Russische Föderation er

klärte sich bereit, die Chinapolitik fort

zusetzen, die Moskau seit 1985 betrie

ben hat.11 Eine Taiwan-Klausel aller

dings wurde in das Kommunique nicht 

aufgenommen! Sollte sich Rußland 

geweigert haben?

Schon jetzt dürfte die chinesische Füh

rung jene Seitenhiebe bedauert haben, 

die ihr Propagandaapparat in den vor

angegangenen Jahren gegen Jelzin 

ausgeteilt hatte.12

Zwischen dem 2. und dem ö.Januar 

1992 unterzeichnete China gesonderte 

Kommuniques mit den Republiken von 

Usbekistan, Kasachstan, der Ukraine, 

Tadschikistan, Kirgisien und Turkme

nistan, in denen jeweils die Errichtung 

diplomatischer Beziehungen auf Bot

schafterebene, die Einhaltung der Fünf 

Koexistenzprinzipien und die Beijinger 

Taiwan-Klausel vereinbart wurden.13

Als erster Regierungschef der GUS 

besuchte der weißrussische Regie

rungschef Krawtschenko die VR China 

und schloß mit ihr am 20.Januar ein 

Handelsabkommen. Gleichzeitig wur

den auch die diplomatischen Bezie

hungen eröffnet.14 Das entsprechende 

Abkommen besteht aus sechs Artikeln: 

(1) Fünf Prinzipien der friedlichen Ko

existenz, (2) diplomatische und Konsu

larbeziehungen, (3) Taiwan-Klausel, 

(4) Zusammenarbeit auf Gegenseitig

keitsbasis, (5) diplomatische Bezie

hungen vom 2O.Januar an, (6) Unter

stützung bei der Errichtung diplomati

scher Beziehungen.15

2.12

Militärische Kontakte

Nicht nur die Politiker, sondern auch 

die höchsten Militärs gaben sich ein 

Stelldichein. Am SO.Dezember bei

spielsweise kam Marschall Kulikow, 

der Erste Stellvertretende Verteidi

gungsminister der früheren Sowjet

union, nach Beijing und führte dort 

Besprechungen mit dem Chef des 

VBA-Generalstabs, Chi Haotian. Es 

wurde, wie es in einer Verlautbarung 

hieß,16 über "Fragen von beiderseiti

gem Interesse gesprochen". Kulikow, 

der früher Oberkommandierender der 

Vereinten Streitkräfte des Warschauer 

Pakts gewesen war, besuchte anschlie

ßend auch noch Dalian und Shanghai. 

Man kann sich vorstellen, daß hier vor 

allem Vereinbarungen über den Um

gang der Streitkräfte miteinander, über 

Sicherheitsabstände und ähnliches ge

troffen wurden. Sieht man einmal von 

Xinjiang ab, so gehört das gesamte 

Gebiet, mit dem die Volksrepublik 

gemeinsame Grenzen aufweist, zur 

Russischen Föderation. Weitgehend 

kann es hier also beim Status quo blei

ben!

2.13

Geschäftsmäßigkeit

2.13.1

Grenzverhandlungen

Mitten in der Umbruchssituation hiel

ten China und die Sowjetunion am 11. 

und 12.Dezember 1991 geschäftsmäßig 

und in aller Seelenruhe die fünfte 

Runde ihrer Verhandlungen über ein 

Abkommen zu den Prinzipien für ei

nen Rückzug der Streitkräfte und für 

die Verstärkung des gegenseitigen 

Vertrauens im Militärbereich ab. Wie 

bisher sprachen sie auch jetzt von einer 

"freundlichen und sachbezogenen At

mosphäre".17

2.132

Die Politik der Sowjetunion gegenüber 

China soll weitergehen

2.132.1

Weitergeltung der Vereinbarungen des 

18-Punkte-Kommuniques vom Mai 

1991

Noch im Mai 1991 hatte Parteichef 

Jiang Zemin die Sowjetunion besucht 

und dabei ein 18-Punkte-Kommunique 

ausgehandelt, dessen Grundbestim

mungen auch für das Verhältnis Chi

nas zur Republik Rußland sowie zu 

den anderen Republiken maßgebend 

bleiben sollen. Die Rede war dort von 

"Freundschaft, guter Nachbarschaft 

und Zusammenarbeit", von verstärkten 

Direktkontakten zwischen chinesischen 

Provinzen und sowjetischen Teilrepu

bliken, von Zusammenarbeit auf wirt

schaftlichem, kulturellem, sportlichem 

und touristischem Gebiet, von der 

Fortsetzung der Grenzverhandlungen, 

von der Ein-China-Option (Taiwan!), 

von Maßnahmen zur Vernichtung der 

ABC-Waffen u.dgl. mehr.18 Über sol-
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ehe Vereinbarungen dürfte es auch 

jetzt keinen Streit geben. Lediglich 

zwei Klauseln haben inzwischen ihre 

Geschäftsgrundlage verloren, nämlich 

die Vereinbarung von intensiven Kon

takten zwischen den beiden Kommuni

stischen Parteien und von der Fortset

zung des Reformprozesses im Rahmen 

der weiterbestehenden sozialistischen 

Gesellschaftsordnung.

2.1322

Weitergeltung der Fernostpolitik Gor

batschows

Nach Lage der Dinge bleibt die Fern

ostpolitik, wie sie noch unter Gorba

tschow entwickelt wurde, auch in Zu

kunft erhalten.

Gorbatschow hatte bekanntlich im Juli 

1986 zum ersten Mal die Rolle des Pa

zifischen Wirtschaftskooperationsrats 

(PWKR) positiv eingeschätzt und ei

nen sowjetischen Beitritt nicht ausge

schlossen, obwohl der Rat von zwei al

ten Feinden, nämlich den USA und 

Japan, aufgebaut worden war. Gorba

tschow hatte damals überdies eine 

"Konferenz der asiatischen pazifischen 

Staaten" vorgeschlagen, die die Sicher

heitsfragen diskutieren sollte.

Einstweilen hatte die Sowjetunion frei

lich immer noch damit fortgefahren, 

ihre Pazifikflotte weiter zu vergrößern 

und sie zur mächtigsten ihrer vier Flot

tenverbände auszubauen. Auch an der 

Flottenbasis im vietnamesischen Cam 

Ranh hatte die Sowjetunion damals 

noch festgehalten - eine Politik, die 

Moskau finanziell weiter außerordent

lich belastete.

Erst 1988 gab es erneute Änderungen 

in der sowjetischen Haltung. Gorba

tschow erklärte vor der Vollversamm

lung der UNO, daß sein Land in den 

nächsten beiden Jahren 12 Divisionen 

und 11 Luftwaffenregimenter sowie 16 

Schlachtschiffe mit insgesamt 200.000 

Soldaten aus Asien zurückziehen wol

le. 1989 begann Moskau dann sogar 

mit der Rücknahme seiner Flotten- 

und Luftwaffenverbände aus Cam 

Ranh.

1990 ging Gorbatschow noch einen 

Schritt weiter und bot den USA sogar 

eine Zusammenarbeit in Abrüstungs

belangen an - der Umbruch in Osteu

ropa hatte sich, wie dieser Schritt zeig

te, auch auf die sowjetische Militärdok- 

trin ausgewirkt und dieser eine Defen

sivwendung gegeben. In diesem Zu

sammenhang auch nahm Moskau mit 

Südkorea diplomatische Beziehungen 

auf und sprach sich anerkennend für 

die früher so heftig bekämpften Si

cherheitsvereinbarungen zwischen Ja

pan und Washington aus.

Von dieser Entspannungspolitik profi

tierten nicht nur die USA, sondern 

auch die VRCh.

22

Militärische und sozialstrategische 

Konsequenzen

Das Kopfschütteln über den raschen 

Zerfall der gestern anscheinend noch 

mächtigen Sowjetunion ist gepaart mit 

einem gewissen Triumph über das 

Verschwinden des ehemals furchtein

flößenden Hauptfeinds, aber auch mit 

Unbehagen. Niemand in China trauert 

zwar der UdSSR nach, wird sich aber 

doch vielleicht ex post der Tatsache 

bewußt, daß die alte Union, bei aller 

Gefahr, die von ihr auszugehen schien, 

doch auch mitgeholfen hatte, den Dek- 

kel auf dem Topf nationaler Unruhen 

festzuhalten.

Nunmehr ist die große Gefahr zwar 

verschwunden, doch drohen nun viele 

kleine Gefahren, die obendrein höchst 

unberechenbar sind. Zwei Szenarios 

bereiten offensichtlich besondere Sor

ge, nämlich die Möglichkeit antichine

sischer Unruhen im Westteil Chinas, 

die nunmehr von ganzen zentralasiati

schen Völkerschaften getragen (oder 

zumindest unterstützt) werden könn

ten, und überdies die Aussicht, daß 

Wirtschaftsflüchtlinge aus dem ehe

mals sowjetischen Zentralasien zu 

Tausenden nach Xinjiang oder in an

dere Regionen der VR China einsik- 

kern könnten.

Längerfristig muß sich China darauf 

einstellen, daß sich auf dem Gebiet der 

ehemaligen UdSSR, und damit nicht 

zuletzt auch an der chinesischen Nord

flanke, zwei neue Allianzen bilden, 

nämlich ein slawisches (Rußland, 

Weißrußland, Ukraine) und ein mus

limisches Commonwealth, mit denen 

China jeweils höchst ungute Erfahrun

gen hat sammeln können: mit dem za

ristischen Rußland im 19.Jhdt., mit den 

islamischen Staaten bereits in älterer 

Zeit.

Diesseits und jenseits der Grenzen le

ben Völkerschaften gleicher Volks

und Religionszugehörigkeit, die durch

die künstlichen Grenzziehungen des 

19Jhdts. aufgespalten wurden, ohne 

daß sie diesen als höchst gewaltsam 

empfundenen Akt je endgültig hinge

nommen hätten. Die Fluchtbewegung 

Tausender von Kasachen i.J. 1962 von 

Chinesisch-Xinjiang hinüber nach Ka

sachstan war ein Zeichen dafür, daß 

das Zusammengehörigkeitsgefühl nach 

wie vor weiterlebte.

Im Zeichen des Zusammenbruchs der 

Sowjetunion dürfte sich dieses Wir- 

Bewußtsein noch erhöhen.

Hatte es im Mittelalter in Zentralasien 

eine reich gegliederte Staatenwelt ge

geben, so waren im 19.Jhdt. die beiden 

Schaufelbagger Rußland und China 

aufeinander zugefahren und hatten 

sich all diese Staaten untereinander 

aufgeteilt, so daß am Ende nur noch 

eine einzige "unabhängige" Einheit 

übrigblieb, nämlich die Mongolische 

Volksrepublik, die allerdings so robust 

von ihren beiden mächtigen Nachbarn 

umschlossen war, daß ihr selbst keiner

lei Eigeninitiative mehr verblieb und 

die Unabhängigkeit nur auf dem Pa

pier stand.

Mit dieser Aufteilung und Kolonisie

rung ist es jetzt zumindest auf der so

wjetischen Seite zu Ende. Nur auf der 

chinesischen Seite ist einstweilen noch 

alles beim alten geblieben. Ob sich die 

Minderheiten damit wohl abfinden? 

Die Beijinger Führung wäre gut bera

ten, hier skeptisch zu sein:

- Jenseits der chinesischen Grenze 

haben sich sechs Muslim-Staaten, 

nämlich Kasachstan, Usbekistan, Ta

dschikistan, Kirgisien, Turkmenien und 

Aserbaidschan verselbständigt. Sollten 

sie eine Muslimföderation gründen, so 

bekäme die chinesische Herrschaft 

über Xinjiang und über andere Teile 

Westchinas einen ernsthaften Gegner.

- Diesseits der Grenzen, in Xinjiang, 

leben rd. sechs Millionen Uiguren, rd. 

eine Million Kasachen, etwa 120.000 

Kirgisen, rd. 30.000 Tadschiken, etwa 

15.000 Usbeken und zahlreiche andere 

nationale Minderheiten, die zu den 

Han z.T. auf gespanntem Fuße leben, 

sei es, daß sie die religiösen Verfol

gungen während der Kulturrevolution 

noch nicht vergessen haben, sei es, daß 

sie die "Zuwanderer- und Übersied

lungspolitik" durch Han-Chinesen 

mißbilligen, sei es, daß hier einfach 

schwer vereinbare Lebensformen auf
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einanderstoßen, die sich in unter

schiedlich religiöser Ausrichtung oder 

aber ganz schlicht in unterschiedlichen 

Alltagsbräuchen (Kleidung, Schweine

fleisch essen, Ritual, Friedhofsgebräu

che usw.) äußern.

Mit an Sicherheit grenzender Wahr

scheinlichkeit brechen solche Konflikte 

früher oder später wieder auf und 

dürften der Beijinger Regierung erheb

liche Schwierigkeiten bereiten.

Daß das "Kaspische Meer wieder isla

misch ist", mochte für die chinesische 

Führung zwar noch hinnehmbar sein, 

doch daß jetzt eine Destabilisierung 

der west chinesischen Gebiete wahr

scheinlicher geworden ist als zur Zeit 

des Bestehens der alten UdSSR, ist ei- 

ne Vorstellung, die in Beijing Unbeha

gen hervorrufen dürfte.

Drittens aber hält sie es für ratsam, 

mit den "neuen" Nachbarn gute Bezie

hungen anzustreben. Gab es entlang 

der gemeinsamen Grenzen früher als 

direkten Nachbarn nur die UdSSR, so 

sind es jetzt vier, und zwar, von West 

nach Ost, Tadschikistan, Kirgisien, Ka

sachstan und Rußland.

Vielleicht sehnt sich China eines Tages 

nach jenen Zeiten zurück, da es an sei

ner Nord- und Westflanke noch einen 

berechenbaren Einheitsstaat, nämlich 

die Sowjetunion, gab.

3

"Business as usual"

Der Zusammenbruch des alten Erz

feindes Sowjetunion hat in China mehr 

Sorgen und Unbehagen als Freude 

ausgelöst.

12) Eine Analyse dazu bereits in SCMP,

16.6.91.

13) RMRB, 8.1.91; XNA, 6. und 8.1.92.

14) XNA, 21.1.92.

15) XNA in SWB, 22.1.92.

16) XNA, 31.12.91.

17) XNA, 3.12.91.

18) Im einzelnen dazu C.a, Juni 1991, Ü 1.

19) SCMP auf der Basis von Reiseberichten,

22.10.91.

Eine zweite Gefahr besteht, wie gesagt, 

in einem Zustrom von "Wirtschaftsasy

lanten", die bei ihren usbekischen oder 

tadschikischen Landsleuten Zuflucht 

suchen. Beijing muß befürchten, daß 

analog zum osteuropäischen Zug "nach 

Westen" mm in Zentralasien ein Treck 

von Wirtschaftsflüchtlingen in das bes

ser versorgte chinesische Xinjiang ein

ziehen könne. War 1962 die Völker

wanderung der Kasachen von China 

zur Sowjetunion hin gegangen, so 

könnte die Bewegung nun, von 1992 

ab, in umgekehrter Richtung verlaufen.

Wie soll sich Beijing in dieser Situation 

verhalten?

Drei Mittel stehen zur Verfügung:

Da ist erstens die "Wacht am Grenz

wall". Bereits im Oktober 1991 hatte 

China die VBA entlang der sino-sowje- 

tischen Grenze in Xinjiang in Alarm

bereitschaft versetzen lassen, um 

"Chaos" von Xinjiang abzuhalten. 

Gleichzeitig wurde der Tourismus in 

grenznahe Regionen Xinjiangs unter

bunden.19

Hauptnachteil ist die Unberechenbar

keit der neuen Lage in Zentralasien, 

die Beijing mehr noch als früher zu 

Wachsamkeit - auch militärischer Art - 

zwingt.

Die Vorteile sind demgegenüber ge

ring: Vielleicht kann Beijing in die eine 

oder andere jener Lücken einspringen, 

die die Sowjetunion hinterlassen hat, 

vor allem bei Waffenlieferungen. Man 

wird abwarten müssen, ob die VRCh 

zynisch genug ist, hier all ihre Chancen 

wahrzunehmen und auch Spannungs

gebiete zu beliefern.

Beijing hat sich allem Anschein nach 

vorgenommen, die Entwicklungen in 

der GUS, vor alle in Zentralasien, oh

ne äußere Aufregung zu beobachten 

und kühl zu reagieren. Zumindest sein 

bisheriges Verhalten läßt sich, obwohl 

in der UdSSR kein Stein mehr auf dem 

anderen geblieben ist, mit der Formel 

umschreiben: "Business as usual".

Anmerkungen

Die Beijinger Führung kann sich frei

lich nicht nur militärisch defensiv ver

halten, sondern muß sich, zweitens, 

bemühen, den "Kampf um die Herzen 

und Hirne der Bevölkerung" und vor 

allem den Kampf gegen die islami

schen Fundamentalisten im eigenen 

Land zu gewinnen. Ganz in diesem 

Sinne dürfte sie u.a. versuchen, die 

Einwohner diesseits der Grenze durch 

eine attraktive Versorgungspolitik zu

friedenzustellen.

1) XNA in SWB, 28.12.91.

2) Zur lange andauernden KPCh-Kritik an

Gorbatschow vgl. auch C.a., Januar 1990, 

Üll.

3) XNA, 13.12.91.

4) Dazu C.a., Mai 1989, S.369 ff.; C.a, Juni

1991, Ü 1.

5) Dazu C.a, Oktober 1991, Ü 16.

6) XNA in SWB, 28.12.91.

7) XNA, 5.12.91.
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